
se Bitte zu erinnern und das Präsidium zu bitten, nicht über eine 
Generalamnestie, aber die Möglichkeit einer Amnestieregelung 
zu beraten.

Ich bin mir über die rechtlichen Konsequenzen, über die Pro­
bleme im klaren, ich weiß auch die Schwierigkeiten zu werten im 
Zusammenhang mit dem Einigungsvertrag. Es geht aber hier 
um die Ruhe und um die Ordnung und um die Aufrechterhal­
tung der Sicherheit in diesen Einrichtungen. Deswegen habe ich 
hier aus dieser Sicht noch einmal die Bitte vorgetragen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Minister, gestatten Sie eine Frage? - (Selbstverständ­
lich.)

Das war ein Mißverständnis, ich dachte, er wollte eine Frage 
stellen.

Wir haben übrigens den letzteren Punkt gestern im Präsidium 
beraten, und es wird uns eine Beschlußvorlage vorbereitet, die 
nächsten Freitag auf die Tagesordnung kommt. - Vielen Dank.

Wir kommen nun zur Frage Nummer fünf. Ich bitte den Abge­
ordneten Dr. Misseiwitz, seine Frage zu stellen.

Dr. Misseiwitz (SPD):

Ich stelle die Frage an den Geschäftsbereich der Ministerin für 
Jugend und Sport:

Müssen künftig Wehrpflichtige, die nach dem Beitritt der 
DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes den Kriegsdienst 
verweigern wollen, sich - wie in der Bundesrepublik noch üblich 
- ebenfalls einer Gewissensprüfung unterziehen, oder wird wei­
terhin die bisherige Praxis für die Anerkennung zum Zivildienst 
aufrechterhalten ?

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Bitte, Frau Minister Schubert.

Frau Schubert, Minister für Jugend und Sport:

Meine Damen und Herren! Wehrpflichtige, die Zivildienst lei­
sten wollten, konnten dies in der DDR nach der Verordnung über 
den Zivildienst vom 20. Februar 1990 aus Glaubens- und Gewis­
sensgründen tun und hatten dies schriftlich zu begründen.

Nach dem 3. Oktober 1990 wird diese schriftliche Begründung 
nicht mehr nur zur Kenntnis genommen, sondern auch auf Voll­
ständigkeit und Schlüssigkeit geprüft. Nur wo sich offenkundig 
Zweifel ergeben, wird eine persönliche Anhörung des Antrag­
stellers nötig.

In keinem Fall darf ein Antrag ohne persönliche Anhörung des 
Antragstellers abgelehnt werden.

Vor dem 3. Oktober 1990 galt in der Bundesrepublik diese Rege­
lung, daß in der Regel nach Aktenlage entschieden wird, nur für 
ungedient Wehrpflichtige. Ab 3. Oktober 1990 gilt sie auch für Sol­
daten und Reservisten, die etwa 10 % der Antragsteller ausmachen.

Demnach möchte ich Ihnen den genauen Wortlaut aus der 
Denkschrift zum Einigungsvertrag vorlesen.

„Das Kriegsdienstverweigerungsgesetz und das Zivildienst­
gesetz werden mit den angeführten Maßnahmen übergelei­
tet. Hinsichtlich des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes 
wurde in den Verhandlungen zum Einigungsvertrag folgen­
des vereinbart:

Bisher entscheidet der Ausschuß für Kriegsdienstverwei­
gerung nach dem 3. Abschnitt des Kriegsdienstverweige-
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rungsgesetzes in der Regel nach einer persönlichen Anhö­
rung des Antragstellers und nur in Ausnahmefällen aus­
schließlich nach Lage der Akten, § 14 Abs. 2 und 3 des Kriegs­
dienstverweigerungsgesetzes. Dieses Regel-Ausnahme- 
Verhältnis soll mit dem Beitritt umgekehrt werden. Nur 
dann, wenn der Ausschuß im Einzelfall nicht vom Vorliegen 
einer durch Artikel 4 Abs. 3 Satzl des Grundgesetzes ge­
schützten Gewissensentscheidung bereits nach Lage der 
Akten überzeugt ist, trifft er seine Entscheidung nach einer 
persönlichen Anhörung des Antragstellers. In keinem Fall 
darf der Ausschuß einen Antrag ohne persönliche Anhörung 
des Antragstellers ablehnen.

Dieses Verfahren vor dem Ausschuß für Kriegsdienstver­
weigerung wird durch einen Erlaß des für die Ausschüsse 
und Kammern für Kriegsdienstverweigerung zuständigen 
Bundesministers für Verteidigung mit dem Wirksamwer­
den des Beitritts eingeführt.“

Das sind die Ergebnisse der Ressortverhandlungen.

Die bisherige Praxis der gleichberechtigten Handhabung von 
Wehr- und Zivildienst in der DDR hatte leider keine verfassungs­
rechtlichen und gesetzlichen Grundlagen. Selbst die Selbstorga­
nisation der Zivildienstleistenden in der Bundesrepublik hat auf 
Grund der wackligen gesetzlichen Füße die Zivildienstverord­
nung der DDR abgelehnt.

Es bleibt also Aufgabe des gesamtdeutschen Parlaments, der 
Wehr- und Zivildienst und seine verfassungsrechtlichen Grund—, 
lagen neu zu regeln, um den Zivildienst von seinem Ersatz­
dienstcharakter - den er auch in der DDR juristisch hatte - zu be­
freien.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gestatten Sie eine Anfrage? - Ja, bitte Mikrofon 5.

Dr. Meisel (Bündnis 90/Grüne):

Frau Minister! Wenn Sie davon überzeugt sind, daß die rechtli­
che Lage der Zivildienstverordnung auf so schwachen Füßen 
stand, könnten Sie mir bitte erläutern, welche Schritte Sie und 
Ihr Ministerium unternommen haben, damit sie rechtzeitig in ei­
ne ausreichend verbindliche Form gebracht wird?

Frau Schubert, Minister für Jugend und Sport:

Ich möchte Sie davon informieren, daß es uns nicht möglich 
war, das rechtzeitig in eine verbindliche Form zu bringen. Denn 
hier gilt es, die Verfassungsgrundsätze unseres Landes dahinge 
hend zu ändern. Und wir haben den Bereich Zivildienst vom Be­
reich Arbeit und Soziales übernommen. Wir müssen also mit den 
Grundlagen, die dort in dieser Hinsicht erarbeitet wurden, Wei­
terarbeiten. Von der Gleichberechtigung der Grundlagen war al­
so noch nichts vorhanden, und wir haben eine Verfassungsände­
rung erarbeitet, die aber an dem Grundsatz der Nichtverfas­
sungsdiskussion gescheitert ist.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren! Wir kommen jetzt zu der Anfrage 
der PDS zum Konversionsgesetz. Ich bitte die Abgeordnete Frau 
Voigt von der Fraktion PDS, das Wort zu nehmen.

Frau Voigt (PDS):

Minister Eppelmann hat vergangene Woche spät abends wäh­
rend der Volkskammertagung eine nicht zu akzeptierende und 
abschließende Begründung gegeben, wieso das Konversionsge­
setz nicht auftragsgemäß den Abgeordneten vorgelegt werden 
kann. Ich will folgendes feststellen:

erstens, daß sich der Ausschuß für Abrüstung und Verteidigung 
für den dringenden Handlungsbedarf ausgesprochen hat;


